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Verkündet In sachen
am 28„ April 1960

der Bergbau—Berufsgen ssenschnftv Hauptverwaltung,

„
chum„ %un eheidts4 sß 1

„Regc—Obersekretur BO ‘ ' * s tr; e 8'

„ „$ ‚ « ‚‘. ‚;„ „Schriftführer Bexlaouniund ReVisionsklagciin9

Prozeßbevollmächtigter:

gegen

Kläver und Revisionsbcklnrtcnb ?

Prozeßbevollmächtigter:

hat der 5„ Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 28c April 1960?

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr„ B r o c k h o f f

als Vorsitzender?

Bundesrichter F e c h n e r und

Bundesrichter Dr D a p p r i c h

' als weitere Berufsrichter7
Bundessozialrichtcr Drc N i e m a n n und

Bun essozialrichter S c h l e g e 1

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden das Urteil

des Landessozialgerichts Niedersachsen in Celle

vom TSC September 1958 und das Urteil des Soziale

gerichts Gießen vom 91 April 7958 aufgehoben„

Die Klage wird abgewiesenr

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„

Von Rechts wegen;
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2232953999

Der 1897 geborene Kläger erlitt im Jahre 1921 einen Arbeits—

unfall9 für den er seit dem 1a Januar 1926 noch mit einer

Dauerrente von 50 v‚H( der Vollrente im Betrage von
25298 RM

entschädigt wurde; er wurde auf seinen Antrag im Oktober 1953

unter Zugrundelegung einer Jahresrente von 266‚14 (= 12x25/98)

RM durch Zahlung eines Betrages von 5 553‚36 RM abgefunden‘

Seit August 1949 wurde dem Kläger wegen Verschlimmerung der

Unfallfolgen von der Beklagten eine Dauerrente von 50 v HL

zugebilligt; diese Rente kürzte die Beklagte nach % 616 Abs.}

der Reichsversicherungsordnung (RVG) um den Betrag? der der

Berechnung der Abfindungssumme zugrunde lag (479,54 — 266‚14

= 213,40 DM), so daß der monatliche Zahlbetrag sich auf 25‚30
DM belief; durch berufungsfähigen Bescheid vom 23„ Februar

1950 erhöhte die Beklagte diese Rente auf Grund des Gesetzes
\

über die Verbesserungen der gesetzlichen Unfallversicherung

vom 10„ August 1949 auf insgesamt 55,40 DM monatlich„ indem
sie zu der gezahlten Restrente und dem Kinderzusehlag den ge—
setzlich vorgeschriebenen weiteren Zuschlag gewährte.

Die Berufung gegen diesen Bescheid? mit der der Kläger die

Auffassung vertrat? daß der Zuschlag zu der gesamten Dauer—

rente von 50 V‚H„ errechnet und festgesetzt werden und davon

erst hinterher der abgefundene Betrag abgezogen werden müss‘„

wurde vom Knappschaftsoberversicherungsamt (KOVA) Wiesbaden

im Dezember 1950 zurückgewiesen; in seinem Urteil lehnte das

KOVA eine Anwendung des @ 616 Absc 5 Satz 4 EVO auf die Be—
rechnung von Zuschlägen nach dem Verbesserungsgesctz ab, da

dieses nur die laufenden Rentenbezüge an das veränderte Lohn—

und Preisniveau habe angleichen wollenc Eine entgegengesetzte

Handhabung würde die abgefundenen Versicherten unbilligerweise

besser stellen gegenüber denjenigen Versicherten„ die vor

ihrer Verschlechterung keine Abfindung erhalten hätten; @ 616

Abs° 5 Satz 4 RVG sei vielmehr nur bei erstmaliger Neuberech_

nung anzuwendent Das Urteil des KOVA wurde rechtskräftig, da
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die dagegen eingelegte Berufung vom Landess ziw11 ericht (LSG)

in Darms adt & s unzulässig verworfen wurder

Durch Bescheid vom 15, September 1952 hatte die Beklagte sodann

nach dem Gesetz über Zulagen und Mindestleistungen in der ge—

setzlichen Unfallversicherung vom 201 April 1952 ihre Leistun—

gen vom 1„ Juni 1951 an erhöht, indem sie zu dem bisherigen

Rentenzehlbetrag einen Zuschlag von 25 V?Hc; zu den Kinderzu«

lagen einen solchen von 2/10 jener Zulage gewährte. so daß sich

bis zum 31. Juli 1951 ein Gesemtbetre g von 679—— D111 seit dem

1. August 1951 (Fortfsll des einen zulegeberechtigten Kindes)

ein solcher von 57,40 DM und seit dem 1„ Juni 1954 (Fortfell

auch des zweiten Kindes) ein solcher von 47 80 DM ergabi Diese

Zuschlagsberechnung wurde vom Kläger nicht angefochtene

Im September 1957 hatte die Beklagte dem Kläger mitgeteilt; daß

es gemäß 5 11 des Gesetzes zur vorläufigen Neuberechnung der

Geldleistungen in der gesetzlichen Unfallversicherung vom 271Juli

1957 bei der bisherigen Leistung von 47,80 DLI verble ibe da eine

Umrechnung nach den Vorschriften jenes Gesetzes nur einen Renten—

bctrag von 40 ——DM (= 20 foo der auf Grund des neu festgestell»

ten Jehresarbeitsvcrdienstes (JAV) von 3 596 55 DM 15 mit dem
Faktor 2.5 multipliziertcs altes JA17 errechneten Vollrente) er—

gebe und deshalb der alte Besitzstand zu wahren seit Den Antrag

des Klägers, die Umrechnung so vorzunehme n„ daß von der unter

Zugrundelegung des neuen JAV berechneten Teilrente von 50 v«HC

lediglich der alte Abfindungsbetreg von jährlich 266 14 DM ab—

gezogen werde, lehnte die Beklagte durch Bescheid vom 17‚ Dezem—

ber 1957 ab; durch die Abfindung sei ein Anspruch auf den abge—

fundenen Rentenanteil von 30 voHs auf Lebenszeit erloschene

Dagegen VLrurteilte auf die Klage des Klägers das Sozialgericht

(SG) Gießen die Beklagte zur Zahlung einer Rente im monatlichen
Betrag von 77980 DM (JAV: 5 596755 DM, daraus Vollrente: 2 397„70
DM und davon 50 V„H : 1 198985 DM; hiervon ab Abfindung mit

_4„
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266,14 DN; daraus Jahresbetrag von 952?71 DM oder abgm endet

77 80 DM monatlich), Das SG ist der Ansicht, daß na1gels be—
sonderer Berechnungsvorschriften für mapitalabfinoungsialle

im läeuregelung sgesetz vom 27 Juli 1957 auch hier @ 616

Abs„ 5 Satz 4 RVOCanzuwenden sei, der bei der Anrechr ung

eindeutig auf den als Abfindung gezahlten Geldbetrgg und
nicht auf den abgefundenen Hundertsatz abstellc„

Mit ihrer Berufung hatte die Beklagte (abgesehen
von der

Richtigstellung der Abrundung der monatlichen Rente auf

77,70 statt 77 80 DM) keinen Erfolgt Das LSG teilte die Auf—

fassung des SG, mangels besonderer Vorschriften sei 5 616

Abso 5 Satz 4 EVO maßgebend„ / und legte unter Berufung auf

die Grundsätzliche £nts cheidung Nr„ 5257 des Reichsversiche—

rungsamts (BVA) vom 40 Oktober 1926 (AN 1926 458) diese

Bestimmung wie die Vorinstanz dahin aus7 daß bei der Kürzung

U
Z

einzig der Geldbetrag, nicht aber der Hundertsatz der ae»

gefundenen Rente zu berücksichtigen sei; Da auch die ßr derung

der Rechtslage durch Gesetz als “wesentliche Veränderung der

Verhältnisse" anzusehen sei? könne die Beklagte sich auch

nicht auf die Rechtskraft des Urteils des KOVA Wiesbaden be—

rufens

Gegen das ihr am 11c Oktober 1958 zugestellte LWroil hat di

Bek agte unter ßntragstellung am 5 November 1958 die zuge—

H assene Revision eingelegt und sie (nach vorsorglich erfolg—

ter Verlangerung der Revision sbeernndungcirist) m 11„ 30—C
O

zember1958 be,grundet Die Beklagte rügt eine Verletzung des

& 2 des Gesetzes vom 2/9 Juli 1957 in Verbindung mit € 616

A e. > Satz 4 RVOC Sie ist der mii'fzws sung‚ daß bei der Kür—

zungsbetrag stets sein Geldwert im Verhaltnis zu dem neu

estgestellten JAV zu berücksichtigen sei„ Dies habe auch das

EVA in seiner von dem LSG zu Unrecht für dessen ßnsieht en—
geführten Entscheidung Nr „

5257 getan, indem es zwar zunächst

die gesamte Rente (einschließlich des abgefundenen Teils)
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nach dem neuen JAV errechnet9 dann aber auch die abgefundene

Rente entsprechend erhöht abgezogen habe„ Daß der Abfindungs:

betrag mit dem Umstellungsfaktor zu vervielfältigen sei, wäre

für das BVA so selbverständlieh gewesen; daß es diesen Umstand

nicht besonders erwähnt habe„ Die Rechtslage im vorliegenden

Fall entspreche durchaus der damals entschiedenen Sache„ Nach

ständiger Rechtsprechung des RVA bringe die Zahlung der Abfin—

dung sämtliche Ansprüche des Versicherten auf die davon erfaßte

Rente zum Erlöschen‚ Jede Abfindung enthalte daher ein Risiko‘

Da man davon ausgehen könne, daß der Abfindungsbetrag wertbe—

ständig angelegt werde‚ rechtfertige der Sinn und Zweck des Ge—

setzes über die vorläufige Neuberechnung vom 27„ Juli 1957 auch

nur eine Anhebung des auszuzahlenden Teilbetragesc Zwar sei in

dem Zweiten Änderungsgesetz vom 15; Juli 1925; das das RVA sei—

ner Entscheidung zugrunde legen mußtep in Art„ 156 ausdrücklich

eine Neuregelungsvorschrift für Fälle wesentlicher Verschlimme—

rung vorgesehen? die im Gesetz vom 270 Juli 1957 fehle; mangels

einer besonderen Vorschrift müßten die allgemeinen Grundsätze

jenes früheren Gesetzes auch hier angewandt werden[ 5 616 Abs 3

Satz 4 EVO stelle eine Schutzvorschrift für den Versicherten

nur insoweit dar? als ihm dadurch die Rechte gewahrt würden‚ die

mit bestimmten Graden der Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

als solchen verbunden seien„ Ausgehend von dem neuen JAV von

3 596,55 DM ergebe sich somit ein niedrigerer Betrag als der

bisher zu zahlende von 47‚8O DM monatlich> gleichgültig; ob von

der nach den neuen Vorschriften berechneten 50%igen Rente eine

entsprechende 30%ige Rente (1 198785 — 719131 = 479954 DM oder
abgerundet 40‚—— DM monatlich) oder ob von der 50%igen Tcilrente

der mit dem Multiplikator vervielfältigte Abfindungsbetrag

(1 198,85 _ 665‚35 [266,14><&57= 53350 DModer abgerundet 5450
DM monatlich) abgezogen werdec

Die Beklagte beantragt, unter Aufhebung des angefochtenen Ur—

teils und des Urteils des SG Gießen die Klage abzuweisenf

Der Kläger beantragt, die kostenpflichtige Zurückweisung der Re—

vision; er vertritt die Auffassung9 daß die angefochtene Ent—
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scheidung dem Wortlaut des Gesetzes allein entspreehe und

eine andere Entscheidung schon auslegungsmäßig nicht möglich

sei„

Eine Berufung auf Arts 156 des Zweiten Änderungsgesetzes

vom l4c Juli 1925 sei nicht angängigt da in dieser B=stim—

mung kein allgemeiner Rechtsgedanke Ausdruck gefunden habe,

Die Kapitalabfindung habei wie sich aus dem Wortlaut des

5 616 Aber 3 Satz 2 RVG ergebe, auch keine absolut rechts—
vernichtende Wirkung hinsichtlich des abgefundencn Anspruchs

mehr, Der Schutzeharakter des Unfallrechts habe den Gesetz—

geber bewußt dazu veranlaßt? im Verschlimmerungsfall den

Risikogrundsatz nicht aufrecht zu erhalten; 5 616 Abs„ 3

RVO sei in diesem Fall bei jeder notwendig werdenden wei—

teren Rentenberechnung anzuwenden„ Die Neuregelung wolle

nicht allein eine Anpassung an das Lohn— und Preisgefügc

vornehmen. — dieses Ziel hätte sich durch einen prozentualen

Zuschlag viel einfacher erreichen lassen —‚ sondern darüber

hinaus dem Schadensausgleichgedanken‚ der aus der Haftpflicht—

grundlege der Unfallversicherung folge‚ Rechnung tragen\

Bei der Entscheidung dürfe die Frage? ob die Kapitalebfin—

dung wertbeständig angelegt sei7 was im übrigen keinesfalls

für alle Fälle angenommen werden könne? nicht berücksich—

tigt werden‚ da die wirtschaftliche Verwertung der Rente

dem Ermessen des einzelnen Beziehers unterliege.

Die Revision ist frist— und formgereeht unter Antragstellung

eingelegt und begründet werden; sie ist vom LSG; zugelassen

und daher statthsfti

Die Revision ist begründete

Streitig ist nur die Frage‚ in welcher Weise die im 5 1 des

Neuregelungsgesetzes vorgeschriebene Umrechnung der dem

Kläger gewährten Geldleistung zu erfolgen hat„ Das Neurew
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gelungsgesetz beschränkt sich insoweit darauf, vorzuschreiben„

daß erstens überhaupt umzureehnen ist (© 1), daß zweitens hier-

für ein aus dem alten JAV neu zu errechnender JAV gilt‚ dessen

Höhe abhängig ist von dem Zeitpunkt des Unfalls (@ 2)> und daß

drittens bei dieser Umstellung Zulagen und Zuschläge auf Grund

des Verwaltungsgesetzes vom 10. August 1949 (die Berliner Re-

gelung kann hier unberücksichtigt bleiben) außer Betracht zu

bleiben haben (@ 4), wobei die letztgenannte Bestimmung offen—

bar nur der Klarstellung dient, da jene Zulagen uswk systematisch

niemals als Bestandteil des JAV angesehen wurden_ Aus dem Neu—

regelungsgesetz läßt sich demnach für die hier zu entscheidende

Frage keine ausdrückliche gesetzgeberische Weisung entnehmeni

Unter diesen Umständen muß für die Berechnung von @ 616 Abs. 5

RVG, auf den 5 3 der Zweiten Verordnung des Reichsarbeitsministers

betreffend die Abfindung von Unfallrenten vom 106 Februar 1928

auch für den Fall des @ 618 a EVO verweist„ ausgegangen werdenc

Bis zum Inkrafttreten des Zweiten Änderungsgesetzes vom 14 Juli

1925 wurden durch eine einmal erfolgte Abfindung; die die Berufs—

genossensehaft ach den früheren Vorschriften ohne Antrag oder Zu—

stimmung des Versicherten in einem erheblich größeren Ausmaß als

nach den jetzigen Vorschriften vornehmen durfte? die gesamten An—

sprüche aus dem abgefundenen Unfall endgültig und abschließend ab-

gelöst. Gerade diese ein für allemal erfolgende abschließende Erle—

digung und die dadurch eintretende "volle Befreiung von der Wirt—

sehaftslast" wurde damals als tragendcr Hauptgrund für jene Rege—

lung betrachtet (vgli GEen des BVA Nr 3045 und 3166 in AN 1920

S 347 und 1924 S 122), so daß keine Zweifel daran bestanden‚ daß

auch auf dem Gebiet der Sozialversieherung die Abfindung dieselbe

Bedeutung wie im sonstigen Recht hatte‚ daß demnach irgendwelche

neuen Zahlungsansprüche aus dem einmal abgefundenen Recht nicht

erwachsen konnten Dementsprechend wurde der neu eingefügte Ab—

satz 5 des @ 616 RVO„ der in erster Linie aus Billigkeitsgründen

trotz Abfindung der laufenden Rentenzahlung einen weiter laufenden

Anspruch auf Krankenbehandlung und .Bcrufsfürsorge gewährte und
daneben in Verschlimmerungsfüllen einen neuen Rentenzahlungsan—
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-e_f

spruch begründete9 als eine eng auszulegende Ausnehmcvor»

schrift angesehen durch die die abschließenden e11edige1—

den «irkung en der Abfindung nur insoweit durchbrochen wur—
den; als dies ausdrücklich bestimmt war (GE Nr. 4757 des

EVA in AN 1934 SL 154); Zwar war des BVA mehrfach davon

ausgegangen; daß die Abfindung eine besondere Form der int—

scher} igungszehlung darstelle und desh elb der "Bezug“ ie m11

abgefundenen Rente noch i'ortde uere (z„BK GEen Nr 3225 523L

4027 und 4137 in AN 1926 So 3587 1927 S 449‚ 193 5 l68

und 50 323); in allen diesen Fällen handelte es sich jedoch

immer nurWderum‚ abgefundene Renten insoweit als fo rtb<ä

stellendc zusehen als dann‚ wenn auf Grund der Tatsache

eines Unfallsehadens und einer dafür gewährten „nteeiauieuef

in Form einer Rente (insbesondere‚ wenn dadurch die 50 v„H„_

Grenze erreicht oder überschritten wurde) vom See tzgeber

zugunsten des Versicherten bestimmte Regelungen getroffen we—

ren9 diese auch dem ebgefundenen Versicherten billie„eit■—

mäßig im gleichen Umfange zukommen sollten (z„BL bei der

Frage} ob Kinderzulege zu gewä'hren ist GEen Nr„ 4137 und

47575 gb_eine ebgefundene Rente die Abfindung einer zweiten
Rente hindert‚ GE Nr„ 4027; ob die SChWCTOOFCh&Q1€t”POW'Oh—

schaft anzuerkennen ist usw.)_ Dagegen wird in- (einer d:Les ,
Ente he1dungen etxw1 aus der ebgefundenen (Teil—)Rente noch

ein ircendwie gearteter Anspruch auf Geldleistungen abge—

leitet (z_B„ Kinderzulage ist nur für den noch gewährten

Rententei] zu zahlen7 GE Mrz 4757‚ und andere)( Keinen

anderen Sinn hatte auch die G3 Nr„ 5257 des BVA (AN l926

84 458); die durch ihren mißverständlich abgefeßten Leit—

satz erheoliehe Unklarheit verursacht hatt In dem damals

entschiedenen Fall, der unmittelbar auf die Neueinführung

des @ 616 Abs, 3 folgte‚ hatte die Eerufsgenossenechnft und

ihr folgend das OVA die wegen Vers chlimmerung Wled°l“‘■■Tft0

Rente vereinfacht in der Weise festgesetzt‚ daß von dem

neuen Prozentsatz der Prozentsatz der bereits ebgefundenen

Rente abgezogen und der Verbleibende Prozentsatz als MdL

der neu zu gewährenden Rente bezeichnet wurder Aus den oben
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bereits erörterten Gründen hatte das BVA - in Übereinstimmung

mit dem Wortlaut des @ 616 Aber 5 Satz 4 BVD - diese Festsetzung

als fa ls ch oe zeichnet und klnrgestelltL daß die neu festzu.s send

de Rente — nominell — die gesamte IdE angeben nisse daß nur ihr

Aus anlungob trag um den der ebgefundenen Rente zugrunde liegen—

den Betrag zu kürzen seit Das im vorliegenden 3311 allein strei—

tige Problem, welcher "Betrag" im Sinne des Satzes 4 age 0 "als

der Abfindungsberechnung zugrund.e gelegt" anzusehen sei? spiel—

er nicht]U
Qte in jener Entscheidung keine Rolle, konnte es auch

weil in dem Zweiten Änderungsgesetz eine Überrgengsv 3sehriit

enthalten war („\ri '156), durch die erst jene neu eingeführte

dergtxahrung vers hrift auch für alte Unfälle für anwendbar

erklärt wurde und nach der gleichzeitig für diese Fälle als de1

der Abfindung zugrunde liegende Betrag der Betrag zu gelten hat—

te. den die abgeiundene Rente unter Zugrundelegung des gleieh—

fells durch jenes Gesetz erhöhten (neuen) JAV gehabt hätte.

Durcheus diesen Bestimmungen entsprechend hat das BVA — ohne dies

he‘s onders hervorzuheben — auch den neuquAV in seine Berechnung
.Lngehen lassen Nic u um die Höhe der Rente ging somit damals

(‘."er Streit (diese war nach beiden Berechnungserten völlig gleich);

sondern einzig um die Ansehung einer höheren nominellen MdB für

die wiedergewährtc Rente; gerade wegen dieses nach der damali—

gen Rechtslage zwangsläufig völlig gleiehen Rechenergebnisses

konnte das BVA zu seiner damals durchaus zutreffenden? unter Be—

iuek‚iehtinurg der spute1en Entwicklung aber den ents chiedenen

l‘ull nicht mehr ganz richtig wiedergebenden Leitsatzfassung

lCOHHYIGYL.

'7
' eßt man die gleichzeitig eriolgte Einführung des @ 616 Abs( 3

durch Art. 26 des Änderungsgesetzes und die oben erörterte Über-

gengsvorschrift in dessen Art° 156 zusammen; so ist daraus zu

entnehmen, daß der Gesetzgeber bei der Scheiiung jenes Absatzes 5

Satz 4 unter dem “Betrag, der der Berechnung der Abfindung zu-
grunde gelegt war? ‘emels nicht eindeutig einen ein für allemal

festliegenden nominellen Betrag9 sondern einen jeweils uber einen
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für beide Seiten der Rentenberechnung gleiehenJAV wertmüßig

angeglichenen Abfindungsbetrag verstanden wissen wollte_

Damit entfällt die teilweise vertretene Auffassung (vgl.

Schaefer, Sozialversicherung 1959, S; 101)‚ der Gesetzes—
wortlaut sei so eindeuti«‚ daß er keiner anderen als der

rein wörtlichen Auslegung fähig sei_ In dem Leuregelunesfe—

setz (und vorher bereits in der Zulagegesctzgebung) hat der

Gesetzgeber es nun allerdings unterlassen7 eine ents echendc

Regelung ausdrücklich vorzuschreibeni Aus dem wesen der Ab—

findung? die es nicht zuläßt, daß dem Abgefundenen noch geld—

liche Vorteile aus dem abgefundenen Rententeil zuwschsen‚

muß jedoch gefolgert werden, daß die im Artc 156 eus‘ruck—

lich vorgesehene Übergangsregelung bei der Einführung der

Teilwiedergewährung von abgefundenen Renten nur Ausdruck des

aus der Rechtsn■tur der Abfindung abzuleitenden allgemeinen

Grundsatzes ist„ der demnach laufend — also auch für spätere

siei0hgelagerte Fälle - zur Auslegung des 5 616 Aber 5 Satz 4

RVG heranzuziehen ist„ Dies wird jedenfalls denn zu gelten

haben; wenn es sich bei der gesetzlichen Änderung des zu—

grunde zu legenden JAV oder der sonstigen Erhöhung des nomi—

nellen Rentenbetrages nicht um eine echte zusätzliche Mehr—

le stung und Eee serstellung gegenüber dem früheren Zustend‚

sondern nur darum handelt die Renten wertmäßiq vieder dem

anzupasseny was sie für den Versicherten im Zeitpunkt des

Unfalls wirtschaftlich bedeutet hatten. Aus dieser Sicht

wird auch deutlich, daß — entgegen der Auffassung des Klä—

gers — die mit dem Anpassungsges etz beabsichtigte Angleic chung

an das Lohn— und Preisgefüge sich bei riehtigerh onz zeption

niicht mit einer reinwxhematisch gleichmäßigen Erhöhung aller

aufenden Renten begnügen durfte‚ wie dies bei den Zulage—

regelungen der Fall war, sondern daß das Gesetz fir diesen

Zweck auch auf die sehr erheblichen nderungen der Effektiv_

löhne (durch Anwendung des zeitlich unters chiedenen Umrech—

nung sfak tors) Rücksicht nehmen mußte‚

Die hier gefundene Lösung entspricht auch der Billigkeit9 da

eine dem angefochtenen Urteil entsprechende Berechnung prak-
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ll «

tisch e cts dazu führen müßte? dem abgefundenen Versicherten

entgegen dem oben erörtertcn Grundsatz eben doch eine erneu—

te Leistung auf seinen aogefundenen Lententeil zu gewähren‘

War dies schon nach dem Rechtsstand im Zeitpunkt der Einfüh—

rung jener Vorschriften (1925) nicht zulässig, so haben sich

inzwischen die bei einer wirtschaftlichen Betrachtung gegen

die an der wörtlichcn Atslegung haftende Leistung erhebenden

Bedenken nur noch erheblich verschärft: Renten? die 10 th1

betragen und auch gegen den Willen des Versicherten abgefunden

werden können, gibt es seit fast 30 Jahren nicht mehr; es kann

daher ohne Bedenken davon ausgegangen werden, daß die zur Zeit

noch vorhandenen Abfindungen auf Grund eines entsprechenden

Antrags des Versicherten gewährt werden sind; in diesen Fäl—

len ist jedoch — entgegen der Ansicht des Klägers — regelmäßig

davon auszugehen? daß die Abfindung in einer ihren Wert erhal—

tenden Weise angelegt werden ist‚ wie dies die Verordnung vom

Größere Teil aller Abfindungenb10. Februar 7928 (auf die der

entfallen dürfte) sogar ausdrücklich fordert„

Schließlich spricht auch die beabsichtigte Neuregelung der Un—

fallversicherung für die hier vertretene Auffassungt Hinsicht-

lich der Kapitulabfindung Schwerverlctzter schlägt der Gese z—
geber allerdings bewußt neue Wege ein; die zu einer Angleichung

an das Recht der Kriegsopferversorgung führen und daher für die

hier zu treffende Entscheidung keine Rückschlüss zulassen De«

gegen ist für Fälle; bei denen die Verschlimmerung des Abgefun—

denen unter 50 VLH„ bleibt, die bisherige Regelung bewußt bci—

behalten„ im älteren Entwurf noch mit einem dem geltenden @ 616
in neueren EntwurfAbs 5 voll entsprechenden bortlnut (@ 617)

dagegen wesentlich eindeutiger dahin (@ 596)‚ daß in diesen Fäl—

len trotz Abfindung ein Anspruch begründet sei, insoweit wesent—
liche Verschlimmerung vorliege; diese Fassung zeigt; daß der

Gesetzgeber in diesen Fällen überhaupt nur noch die Gewährung

einer dem Verschlimmerungshunder satz entsprechenden Rente vorge»
sehen hat — und dies‚ obwohl er in weitgehenden Umfang wieder

eine Abfindung auch gegen den Willen des Versicherten zuläßtf
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Wenn demnach von dem Geldwert des Abfindungsbetrages auszu—

gehen ist‚ so erweist sich die von der Beklagten in ihrem

Bescheid vorgenommene Berechnung, die von ihr auch an erster

Stelle vorgetragen wird? als richtig, so daß sich die umzu-
stellende Rente auf 40 ——DM und damit auf weniger als den

bisher gezahlten Betrag stellen würde (vgl; Rösnerv Sozial—

versicherung 1959, St 224)„ Die Berufsgenossensehaft hat
daher mit Recht eine Umrechnung abgelehnt„

Die Klage war daher unter Aufhebung der entgegenstehenden

Urteile des Landeesozialgeriehts und des Sozialgerichts ab—

zuweisen„

Die Kostenentscheidung folgt aus @ 193 SGG?
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